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2019           Zur Kenntnis           Öffentlich TOP: Bebauungsplan Nr. 76 „Nördlich der Alten Fuhrherrenstraße“;   hier: Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen zu Traufhöhe und Dachneigung für ein Gruppenferienhaus Kosten €: Hsh.-Stelle: Hshjahr: 2019 Produktkosten €: Mittel stehen Beratungsergebnis: Beratungs- folge Sitzungs-termin TOP einst. ja nein Enth. Sachbearbeiter/in BUFA 04.06.2019 VA 13.06.2019 Aktenzeichen Rat CLZ 20.06.2019 Datum 21. Mai 2019Protokollauszug erfor-derlich x 
Beteiligte Stellen: 1 2 3 4 Stabstelle Stadtpla-nung… Stabstelle Digitali-sierung… GB PR 81 Stadtw. KBG 

x Protokoll-auszug er-forderlich � � � � � � � � � � �Beschluss-Alternative 1 (keine Zustimmung zur Befreiung): Dem Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 76 „Nördlich der Alten Fuhrherrenstraße“ wird nicht zugestimmt. Die Stadt versagt ihr gemeindliches Einvernehmen nach § 36 BauGB zu einer vom Bebauungsplan abweichenden Traufhöhe und Dachneigung.Beschluss-Alternative 2 (Zustimmung zur Befreiung): Dem Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 76 „Nördlich der Alten Fuhrherrenstraße“ wird zugestimmt. Die Stadt erteilt ihr gemeindliches Einvernehmen nach § 36 BauGB zu einer vom Bebauungsplan abweichenden Traufhöhe von 5,70 m und einer Dachneigung von 27 Grad. Begründung: Mit Posteingang am 7. Mai wurde der Stadt ein Antrag auf Befreiung von zwei Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 76 „Nördlich der Alten Fuhrherrenstraße“ übermittelt. Die Bauherren  haben kürzlich ein Grundstück im privaten Baugebiet auf der Nordseite der „Al-ten Fuhrherrenstraße“ in Buntenbock erworben. Sie planen darauf den Neubau eines größeren Fe-rienhauses, das sich für Gruppen eignen soll. Sie möchten in zwei Punkten von den Festsetzungen abweichen, wobei die maximal zulässige Firsthöhe eingehalten würde (das Haus hätte höhere Sei-tenwände und geringere Dachneigung): Festsetzung zur maximalen Traufhöhe: 5,70 m   statt 4,25 m im B-Plan Festsetzung zur Dachneigung:   27 Grad  statt 35-50 Grad in der ÖBV zum B-Plan 
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Zur Zulässigkeit des Gruppenferienhauses als Art der baulichen Nutzung  Der Bebauungsplan von 2006 setzt ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 Baunutzungsver-ordnung (BauNVO) fest. Laut § 13 a BauNVO gelten Ferienhäuser im WA als „nicht störender Ge-werbebetrieb“ im Sinne von § 4 (3) Nr. 2 und damit als eine im Grundsatz ausnahmsweise zuläs-sige Art der baulichen Nutzung.  Bei der Aufstellung von Bebauungsplänen kann die Gemeinde die für das WA musterhaft genann-ten Arten der baulichen Nutzung abwandeln (sog. „Gliedern“). Für die genannten Ausnahmen gibt es drei Möglichkeiten: Die Gemeinde stuft sie zur allgemeinen Zulässigkeit hoch, belässt sie als Ausnahme oder schließt sie aus.  Bei der Aufstellung des B-Plans Nr. 76 hat die Stadt drei nach BauNVO-Muster mögliche Ausnah-men komplett ausgeschlossen: Tankstellen, Gartenbaubetriebe und Verwaltungen. Die nach Mus-ter mögliche Ausnahme für die Art der baulichen Nutzung „sonstige nicht störende Gewerbebe-triebe“ wurde als Ausnahme beibehalten und festgesetzt.  Das geplante Gruppenferienhaus ist also laut B-Plan ausnahmsweise zulässig. Da der Rat seine Planungshoheit in diesem Punkt bereits ausgeübt hat, entscheidet die Verwaltung allein über das Einvernehmen zu dieser Ausnahme nach § 31 (1) BauGB, während über Befreiungen nach § 31 (2) BauGB der Rat zu entscheiden hat.   

    
Lageplan im Befreiungsantrag zum geplanten Standort an der „Alten Fuhrherrenstraße“  
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Antrag auf Befreiung für Traufhöhe und Dachneigung  Während sich ein Antrag auf Ausnahme auf etwas im B-Plan Vorgesehenes bezieht, geht es bei einem Antrag auf Befreiung um eine Abweichung von der Planung, für die der Rat seine Planungshoheit noch nicht ausge-übt hat. Daher hat der Rat über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zu Befreiungen zu entschei-den.  Die Antragsteller möchten in zwei Punkten von den Festsetzungen abweichen:  Festsetzung zur maximalen Traufhöhe:   5,70 m   statt 4,25 m im B-Plan Festsetzung zur Dachneigung:      27 Grad   statt 35-50 Grad in der ÖBV zum B-Plan   Die Antragsteller haben ihrem Antrag zwei Illustrationen beigefügt:  
 

   
Skizze im Antrag zur geplanten Ansicht von der „Alten Fuhrherrenstraße“   
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Die Antragsteller haben ihren Befreiungsantrag wie folgt begründet:   

  

  

 
 Was regelt das Baugesetzbuch (§ 31 BauGB) zu Befreiungen?  Von den Festsetzungen des Bebauungsplans kann befreit werden,   wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden und   1. die Gründe des Wohls der Allgemeinheit, einschließlich des Bedarfs zur Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbe-gehrenden, die Befreiung erfordern  oder   2. die Abweichung städtebaulich vertretbar ist  oder  3. die Durchführung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde  und wenn die Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.  
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 Zusammengefasst sind laut § 31 (2) BauGB folgende Kriterien zu erfüllen:  
� Grundzüge der Planung nicht berührt 
� Abweichung auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen ver-einbar 
� a) Erforderlichkeit aus Gründen des Allgemeinwohls oder b) städtebaulich vertretbare Abweichung oder c) nicht beabsichtigte Härte   Aus Sicht der Verwaltung würden durch die Befreiung zwei Grundzüge der Planung berührt:   1. Dachneigung: Der Rat hat 2006 ausdrücklich durch eine Örtliche Bauvorschrift zum B-Plan die zulässige Dachneigung geregelt, damit sich die Neubauten in den Bestand der Wohnhäuser an der „Alten Fuhrherrenstraße“ einfügen. Dabei lässt die Festsetzung von 35-50 Grad ausrei-chend gestalterischen Spielraum. Bei einem früheren Befreiungsantrag anderer Bauherren hat der Rat die Befreiung für eine geringere Dachneigung abgelehnt, insbesondere weil es sich um einen Neubau handelte und es keine technischen Zwänge für eine geringere Dachneigung gab.   2. Traufhöhe: Der Rat hat 2006 eine maximale Traufhöhe von 4,25 m festgesetzt. Dieses Maß reicht aus, um ein eingeschossiges Wohnhaus mit etwas Sockel, normaler Geschosshöhe und kleinem Kniestock (Drempel) zu errichten. An diese Festsetzung haben sich die bisherigen Bau-herren im Gebiet gehalten.   Durch eine Befreiung für zusätzliche 1,45 m würde ein komplett anderer Haustyp möglich. Die-ser ist für sich genommen ein sinnvoller Entwurf, weil das Obergeschoss auch über die Seiten-wände belichtet werden kann und ohne Gauben auskommt. Dieser Haustyp hat aber kein Vor-bild im Baubestand an der „Alten Fuhrherrenstraße“.   Zugunsten der Befreiung kann lediglich argumentiert werden, dass das Baugrundstück sich et-was von den anderen unterscheidet: Es befindet sich am äußersten östlichen Rand des Bauge-biets und dort gegenüber vom ehemaligen Dorfgemeinschaftshaus (Oberharzer Druckerei Fi-scher & Thielbar GmbH) mit seiner ebenfalls geringeren Dachneigung und es liegt – derzeit - tiefer als die Straße und die westlichen Baugrundstücke.  Die nachbarlichen Interessen und die öffentlichen Belange wären nach Ansicht der Verwaltung durch die Befreiung nicht berührt.   Beim weiteren zu erfüllenden Kriterium fallen a) und c) weg. Allgemeinwohl kommt in diesem Fall gar nicht in Frage. Und „nicht beabsichtigte Härte“ bezieht sich auf Fälle, in denen die Planung etwas nicht vorhergesehen hat und es praktisch unmöglich ist, sich an den B-Plan zu halten.  Es bliebe also nur b), die städtebauliche Vertretbarkeit. Nach Ansicht der Verwaltung wäre die be-antragte Befreiung an sich städtebaulich vertretbar, wenn der Bebauungsplan nicht ausdrücklich eine andere Gestaltung vorgesehen hätte.  
� Wegen des Widerspruchs zu den Grundzügen der Planung sind die Kriterien des § 31 (2) BauGB nicht erfüllt und eine Befreiung ist nach Auffassung der Verwaltung nicht zu befür-worten.   Gemeindliches Einvernehmen nach § 36 BauGB   Über einen Antrag auf Befreiung nach § 31 BauGB entscheidet die Untere Bauaufsicht im Einver-nehmen mit der Gemeinde. Kommunalrechtlich liegt die Entscheidung der Stadt beim Rat. 




